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§ 57
(1) Wird bei einer Strafgefangenen eine Schwangerschaft festgestellt, so 

ist der Strafvollzug zu unterbrechen, wenn sie wegen eines Vergehens 
verurteilt wurde. Bei einer Verurteilung wegen eines Verbrechens kann 
der Strafvollzug unterbrochen werden, wenn die noch zu verbüßende 
Strafe nicht mehr als fünf Jahre beträgt.

(2) Die Unterbrechung des Strafvollzuges soll unmittelbar nach der Fest­
stellung der Schwangerschaft erfolgen. Sie ist bis zum Ende des Wochen­
urlaubs zu gewähren und kann verlängert werden, wenn das durch einen 
Kreisarzt empfohlen wird.

§ 58
(1) Die Überwachung der Unterbrechung des Strafvollzuges obliegt den 

zuständigen Vollzugsorganen. § 53 Abs. 2 gilt entsprechend.
(2) Die Zeit der Unterbrechung des Strafvollzuges kann in die Strafzeit 

einberechnet werden.
(3) Von der erfolgten Unterbrechung des Strafvollzuges ist der zustän­

dige Staatsanwalt zu unterrichten.

K a p i t e l  V I I I
Maßnahmen zur Wiedereingliederung Strafentlassener 

in das gesellschaftliche Leben

§ 59
(1) Verantwortlich für die Vorbereitung und Durchführung der Wieder­

eingliederung, den Nachweis geeigneter Arbeits- und Ausbildungsplätze, 
die Bereitstellung von Wohnraum sowie für die Kontrolle der Durchfüh­
rung der Wiedereingliederung sind die Räte der Kreise, Städte, Stadt­
bezirke und Gemeinden, Jn deren Bereich der Entlassene seinen Wohn-

•sitz hat _
(2) Zur Vorbereitung und Durchführung der Wiedereingliederung, ins­

besondere in den Arbeitsprozeß, haben die Räte der Kreise, Städte, Stadt­
bezirke und Gemeinden gemeinsam mit den Leitern der Betriebe und den 
Vorständen der Genossenschaften im engen Zusammenwirken mit den 
gesellschaftlichen Organisationen, Ausschüssen der Nationalen Front und 
unter Einbeziehung ehrenamtlicher Mitarbeiter die erforderlichen Be­
dingungen zu schaffen.

(3) Die Räte der Kreise und Stadtbezirke Jiaben .zur Vorbereitung und 
Durchführung der Wiedereingliederung mit den Organen der Rechts­
pflege, insbesondere mit den Leitern der Strafvollzugseinrichtungen, eng 
zusammenzuarbeiten.

(4) Sie haben das Recht, bis zu einem Jahr nach der Entlassung bzw. 
bis zum Ablauf der Bewährungszeit bei Strafaussetzung auf Bewährung 
nach §45 des Strafgesetzbuches oder bei der Anwendung gerichtlicher 
Maßnahmen zur Wiedereingliederung Vorbestrafter nach §§ 47, 48 des
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